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Der X, Zivilsenat (Patentsenat) des Bundesgerichts­
hofs hat auf die mündliche Verhandlung vom 8» Oktober 1968 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr<, Spreng und 
der Bundesrichter Claßen, Trüstedt, Ballhaus und Dr0 Bruch­
hausen

für Hecht erkannt:

Auf die Berufung der Klägerin wird unter Zurück 
v/eisung des Rechtsmittel im übrigen das Urteil 
des 2. Senats (Nichtigkeitssenats II) des Bun- 
despatentgerichts vom 2, Juli 1965 teilweise 
abgeändert»

Das Patent 1 021 284 wird dadurch teilweise für 
nichtig erklärt, daß

a) die Patentansprüche 1 und 2 durch folgenden 
neuen Patentanspruch 1 ersetzt werden:

"1, Vorrichtung zum lagern. Beschicken 
und Zuteilen von körnigen Stoffen, 
insbesondere von Mischungskomponen­
ten für die Aufbereitung von Beton, 
bei der die Stoffe in sektorenförmi­
ger Anordnung um eine gemeinsame Auf­
nahmevorrichtung herum im wesentlichen 
auf dem Erdboden lagern und durch Ab­
schlußwände mit Auslauf Öffnungen von 
der Aufnahmevorrichtung getrennt sind 
und die mit einer Schrapperanlage in 
baulicher Verbindung steht, dadurch 
gekennzeichnet, daß die Abschlußwände 
nach oben verjüngt sind und eine turm­
artige Baueinheit (2) bilden, auf der 
sich oben mindestens eine um eine waage­
rechte Achse drehbare und um eine ver- 

■ tikalc Achse schwenkbare Seilumlenkrol­
le (14) für das Schrapperseil (13) be­findet und mit der ferner entweder die 
Schrapperwinde oder Schrapperwinden 
oder eine oder mehrere das Schrapper-
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seil bzv/o die Sehrapperseile zu 
einer bzv/» mehreren seitlich der An­
lage aufgestellten Schrapperv/inden 
führende Umlenkrolle bzw» -rollen 
verbunden ist bzv/» sind, wobei die 
Baueinheit (2) oben derart ausgebil­
det istp daß sov/ohl horizontal v;ie 
auch vertikal der gesamte lagerbe­
reich gegebenenfalls von einer einzi­
gen Schrapperschaufel (15) zu be­streichen ist*”;

b) die Patentansprüche 3 bis 5 die Nummern 2 
bis 4 erhalten? v/obei für die Rückbeziehung 
der neue Patentanspruch 1 an die Stelle der 
bisherigen Patentansprüche 1 und 2 tritt»

Die Kosten beider Rechtszüge v/erden gegeneinan­
der aufgehoben»

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Beklagte ist eingetragener Inhaber des Patents 
1 021 284o Das Patent, das auf die am 25» Oktober 1955 
erfolgte Anmeldung erteilt v/urde, betrifft eine “Vor­
richtung zum lagern. Beschicken und Zuteilen von körni­
gen Stoffen, insbesondere von Mischungskomponenten für 
die Aufbereitung von Beton”» Die Patentansprüche lauten:

”1» Vorrichtung zum lagern, Beschicken und 
Zuteilen von körnigen Stoffen, insbeson­
dere von Mischungskomponenten für die 
Aufbereitung von Beton, bei der die Stof­
fe in 3ektorenförmiger Anordnung um eine 
gemeinsame Aufnahmevorrichtung herum im 
v/esentlichen auf dem Erdboden lagern und 
durch Abschlußv/ande mit Auslauf Öffnungen
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von der Aufnahmevorrichtung getrennt sind 
und die mit einer Schrapperanlage in bau­
licher Verbindung steht, dadurch gekenn­
zeichnet, daß die Abschlußwände eine turm­
artige Baueinheit (2) bilden, auf der sich 
oben mindestens eine um eine v/aagerechte 
Achse drehbare und um eine vertikale Achse 
schwenkbare Seilumlenkrolle (14) für das 
Schrapperseil (13) befindet und mit der 
ferner entweder die Schrapperwinde oder 
Schrapperwinden oder eine oder mehrere das 
Schrapperseil bzw« die Schrapperseile zu 
einer bzw» mehreren seitlich der Anlage auf- 
gestellten Schrapperwinden führende Umlenk­
rolle bzw» -rollen verbunden ist bzw» sind, 
wobei die Baueinheit (2) oben derart ausge­
bildet ist, daß sowohl horizontal wie auch 
vertikal der gesamte lagerbereich gegebenen­
falls von einer einzigen Schrapperschaufel 
(15) zu bestreichen ist»

2» Vorrichtung nach Anspruch 1, dadurch gekenn­
zeichnet, daß die Abschlußwände der turmar­
tigen Baueinheit nach oben verjüngt sind»

3. Vorrichtung nach Anspruch 1 oder 2, dadurch 
gekennzeichnet, daß in die Vorratsboxen Vor­
richtungen eingebaut sind, die zu steile 
Böschungswinkel backender Mischungskomponen­
ten zum Einstürzen bringen»

4» Vorrichtung nach einem der Ansprüche 1 bis 3, 
dadurch gekennzeichnet, daß der Antriebsmo­
tor der Schrapperanlage gleichzeitig zum An­
trieb eines Kompressors zum Erzeugen von 
Preßluft für eine pneumatische oder elektro­
pneumatische Steuerung der Zuteilanlage dient»

5° Vorrichtung nach einem der Ansprüche 1 bis 45 
dadurch gekennzeichnet, daß materialseitig 
vor den AuslaufÖffnungen für die Mischungs­
komponenten eine Dampfverteilungsleitung mit 
Dampfauslaßrohren eingebaut ist»"

Die Klägerin, die mit der auf § 13 Abs» 1 Nr» 1 PatG 
gestützten Klage die Nichtigerklärung des Patents er­
strebt, hat auf die US-Patentschriften 1 872 457 und 
1 872 458 aus dem Jahre 1932, die Unterlagen des Ge-
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braucbsmusters 1 706 004? das am 8.8.1955 eingetragen 
und dessen Eintragung am 1.9..1955 bekanntgeinacht worden 
ist, den Aufsatz von Rüb auf den Seiten 584 ff«, des Hef­
tes 21 vom 22.5«1954 der Zeitschrift ’’Die Bauwirtscbaft” 
über ’’Rationelle Einrichtung von Betonmischplätzen” 
sowie auf das vor dem Anmeldetage des Streitpatents 
ausgegebene Merkblatt 4 der Ej^-Werk Bauma­
schinen- und Hebezeugfabrik GmbH in E ^ Ü ^ ^ )  hingewie­
sen und geltend gemacht: Die lehre des Streitpatents sei 
durch die US-Patentschrift 1 872 457 neuheitsschädlich 
vorweggenommen. Sic habe auch gegenüber dem Gebrauchs­
muster 1 706 004 keinen technischen Portschritt gebracht. 
Ihr fehle bei Berücksichtigung des Standes der Technik, 
der sich aus den genannten Vorveröffentlichungen ergebe, 
zumindest die erforderliche Erfindungshöhe•

Die Klägerin hat beantragt, das Patent 1 021 824 
für nichtig zu erklären und die Kosten des Verfahrens 
dem Beklagten aufzuerlegen.

Der Beklagte hat der Nichtigerklärung des Patents 
widersprochen und beantragt, die Klage abzuweisen«

Er hat darauf hingewiesen, daß sämtliche Entgegen­
haltungen mit Ausnahme des Aufsatzes in ’’Die Bauwirt­
schaft” 1954 Heft 21, Seiten 584 ff», der gegenüber den 
Unterlagen des Gebrauchsmusters 1 706 004 nichts wesent­
lich Neues enthalte, bereits im Erteilungsverfahren be­
rücksichtigt worden seien und schon dort als nicht der 
Patenterteilung entgegenstehend gewertet worden seien.
Das Vorbringen der Klägerin rechtfertige keine andere 
Beurteilung.
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Das Bundespatentgericht hat durch das am 2» Juli 1965 
verkündete Urteil die Nichtigkeitsklage abgewiesen und 
die Kosten des Verfahrens der Klägerin auferlegte

Dagegen richtet sich die Berufung der Klägerin, mit 
der diese ihr Begehren auf Nichtigerklärung des Streit­
patents v/eiterverfolgto Die Klägerin ist der Ansicht, 
daß das Bundespatentgericht das Streitpatent und die Ent­
gegenhaltungen unrichtig gewürdigt habe. Sie trägt weiter 
vor: Vor dem Anmeldetage des Streitpatents sei von der 
Firma Heinrich & Söhne in Offenbach eine ''Zentromix’'-
Anlage an die Firma in Diez a»d.Lahn geliefert und
auf deren Baustelle in Kappel im Hunsrück in der Nähe 
einer Landstraße aufgestellt worden» Bei dieser Anlage 
seien sechs miteinander verschweißte Doppel-U-Träger 
in acht Paar Bügel der aufsteigenden Blechwände des 
Rostes eingesetzt, an den Stützen Bleche mit Ausläufen 
angeschraubt und nur darüber Bohlen zwischen die U-Stützen 
eingeschoben und an dem oberen Ende der Stützen ein U-Rah- 
men angeschraubt gewesen, der das Dach getrogen habe, an 
dessen noch der offenen Seite vorstehendem feil zwei ein­
fache U-Träger als Stützen angebracht gewesen seien» Die 
Anlage sei zwar zerlegt transportiert worden» Es sei aber 
ohne weiteres möglich gewesen, die wesentlichen Teile der 
Zuteiloinrichtung, nämlich die Stützen mit den daran be­
festigten Blechen mit Ausläufen und dem Dach, unzerlegt 
an einen anderen Ort zu schaffen»

Die Klägerin beantragt, unter Abänderung des ange­
fochtenen Urteils das Patent 1 021 284 für nichtig zu er­
klären»
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Der Beklagte beantragt, die Berufung der Klägerin 
zurückzuweisen.

Er bestreitet, daß die uZentromixu-Anlage der 
Firma schon am Anmeldetage des Streitpatents
die von der Klägerin geschilderte jetzige Beschaffen­
heit gehabt habe. Er bezweifelt insbesondere, daß die 
Ausläufe schon damals an Bleche angeschweißt gewesen 
seien, die bis zu den Trägern reichten und an diese an­
geschraubt werden konnten. Er verweist hierzu auf die 
Rechnung der Firma & Söhne an die Firma F^|^^
und auf zwei Zeichnungen der Firma aus denen her­
vorgehe, daß die Ausläufe an Bohlen angebracht worden 
seien. Er ist im übrigen der Ansicht, daß die üZentromixu 
Anlage der Firma auch in dem von der Klägerin
behaupteten Zustande die Lehre des Streitpatents eben­
so wenig wie die übrigen Entgegenhaltungen vorweggenom­
men oder dem Durchschnittsfachmann nahegelegt habe.

Das Gericht hat die nZentromixu-Anlage der Firma 
auf deren Bauhof in Diez a„d.Lahn und erneut 

auf dem Gelände des Bundesgerichtshofes besichtigt 
sowie sehn Zeugen über die Beschaffenheit dieser Anla­
ge am Anmeldetage des Streitpatents vernommen.

Professor Dr.-Ing. E.h. Dr. Georg Garbotz, emeri­
tierter ordentlicher Professor an der Rheiniseh-West­
fälischen Technischen Hochschule Aachen, hat als ge­
richtlicher Sachverständiger ein schriftliches Gut­
achten erstattet und das Gutachten in der mündlichen 
Verhandlung ergänzt und erläutert.
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Ji
Entscheidungsgründe:

I.

1c Das Streitpatent bezieht sich nach der Einleitung 
der Patentschrift auf eine Vorrichtung zum Lagern, Be­
schicken und Zuteilen von körnigen Stoffen, insbesondere 
von Mischungskomponenten für die Aufbereitung von Beton, 
bei der die Stoffe in sektorenförraiger Anordnung um eine 
gemeinsame Aufnahmevorrichfung herum im wesentlichen auf 
dem Erdboden lagern und durch Abschlußv/ände mit Auslauf- 
öffnungen von der Aufnahmevorrichtung getrennt sind und 
die mit einer Schrapperanlage in baulicher Verbindung 
stehto Das Streitpatent betrifft danach eine sog» eben­
erdige Aufbereitungsanlage, vor allem eine solche zur 
Aufbereitung von Beton» Derartige ebenerdige Beton-Aufbe­
reitungsanlagen werden auf solchen Baustellen verwendet, 
auf denen die leistungsfähigeren, aber auch sehr viel 
aufwendigeren Hochbunkeranlagen mit Beschickungsvorrich­
tung, automatischer Dosierung und absatzweisem Abzug nicht 
mehr wirtschaftlich eingesetzt werden können»

Der Erfinder des Streitpatents geht davon aus, daß 
die zu mischenden Stoffe bei der als bekannt vorausgesetzten 
sektorenförmigen Anordnung zweckmäßig gelagert sind und daß 
bei der Verwendung von Abschlußwänden mit Auslauföffnungen 
an den Spitzen der sektorenfÖrraigen Vorratsbehälter auch 
ein ungenaues Dosieren, wie es bei der Beschickung des 
Aufzugsbehälters der Mischmaschine oder eines vorgeschal­
teten besonderen Behälters mittels Handschrappers auftrat, 
vermieden werden kann (Patentschrift Sp. 1 Z* 23 - 47)o
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Die Nachteile der bekannten Beton-Aufbereitungs­
anlagen mit sektorenförmigor Anordnung der Zuschlag­
stoffe hinter (bereits standardisierten) Abschlußwänden 
mit AuslaufÖffnungen sieht der Erfinder jedoch in fol­
gendem: Die Abschlußwände müßten auf jeder Baustelle 
aus einer Anzahl von Einzelteilen neu aufgebaut werden 
(Patentschrift Spa 2 Zo 22 - 24). Sie erforderten fer­
ner jeweils eine aufwendige Absteifung gegen den Füll­
druck, und zwar vor allem dann, wenn die Zuschlagstoffe 
gegen die Abschlußwände hoch angehäuft v/erden müßten 
(Patentschrift Sp» 2 ZQ 24 - 55)° Die Anordnung der 
Schrapperwinde und die Seilführung für den zum radialen 
Einwärts-Befordern der Stoffe meist verwendeten Hand­
schrapper müßten jeweils neu improvisiert werden (Pa­
tentschrift Sp« 1 Zo 52 - Sp0 2 Zo 22)o Schließlich sei 
auch für das Dosieren der Zuschlagstoffe (durch Betäti­
gen der Auslauf-Verschlüsse) eine besondere Arbeitskraft 
erforderlich, die nur durch eine aufwendige Automatik 
ersetzt werden könne (Patentschrift Sp» 2 Zo 55 - 57)°

2o Dem Streitpatent liegt die Aufgabe zugrunde, die­
se Nachteile der bekannten Aufbereitungsanlagen durch 
eine Vorrichtung zu beseitigen, die danach vor allem 
folgenden Anforderungen genügen soll:

a) Die Abscblußwünde brauchen nicht jeweils aus 
einer Anzahl von Einzelteilen aufgebaut zu werden;

b) eine von Pall zu Pall vorzunehmende Absteifung 
der Wände gegen den Pülldruck ist entbehrlich;

c) die Anordnung der Schrapperwinde und die Seil­
führung brauchen nicht jeweils neu improvisiert zu wer­
den o
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3«. Zur Lösung dieser Aufgabe schlägt der Erfinder 
des Streitpatents vor,

a) die Abscblußwände zu einer turmartigen Baueinheit 
zu vereinigen (Patentschrift Sp. 2 Zo 38 - 40), die in 
sich ousgesteift ist (Patentschrift Sp. 2 Z, 52 - 53);

b) wesentliche Teile der Schrapperanlage oder -anla- 
gen, durch welche die in üblicher Weise sektorenförmig
um die turmartige Vorrichtung im wesentlichen auf dem Erd­
boden gelagerten Vorratsstoffe zentrisch einwärts beför­
dert werden, mit dem turmartigen Körper zu verbinden 
(Patentschrift Sö. 3 Z» 5 - 15), nämlich:

aa) mindestens eine um eine waagerechte Achse dreh­
bare und um eine senkrechte Achse schwenkbare Seilumlenk­
rolle für das Schrapperseil, die sich oben auf der turm­
artigen Baueinheit befindet (Patentschrift Sp. 2 Z» 10 - 
13) und so angeordnet ist, daß über sie der gesamte Lo­
gerungsbereich sowohl horizontal als auch vertikal be­
strichen werden kann (Patentschrift Sp. 2 Z, 4 8 - 5 2 ,
Sp, 3 Z, 15 - 21);

bb) entweder eine oder mehrere Schrapperwinden oder 
eine oder mehrere dos Schrapperseil oder die Schrapper­
seile zu einer oder zu mehreren seitlich der Anlage auf­
gestellten Seilwinden führende Umlenkrolle oder Umlenk­
rollen (Patentschrift Sp, 2 Z. 43 - 48) etwa senkrecht 
unter den oberen Seilumlenkrollen (Patentschrift Sp, 3 
Zo 25 - 30),

Die zentrale Aufnahmevorrichtung, in der die Charge 
zusammengestellt wird und die durch die mit Dosierver­
schlüssen versehenen Wände der turmartigen Baueinheit 
von den Vorrotabehältern abgetrennt ist, kann in oder



- 1 1 -

unterhalb dor turraartigen Baueinheit angeordnet wer­
den (Patentschrift Sp. 2 Z. 52 - Sp» 3 2. 5).

In der Beschreibung - und in den Patentansprü­
chen - wird nicht besonders erwähnt, daß die Vorrich­
tung als solche versetzbar sein soll« Dies ergibt sich 
aber, wie auch das Bundespatentgericht hervorhebt, ohne 
weiteres aus dem Gesamtinhalt der Patentschrift0 Denn 
durch die Zusammenfassung der wesentlichen Teile der Auf­
bereitungsanlage zu einer Baueinheit soll gerade erreicht 
werden, daß sie nicht jeweils aus einer Anzahl von Ein­
zelteilen aufgebaut zu werden braucht (vglo Patentschrift 
Sp» 2 Z. 22 - 24)= Auch das Patentamt ist im Patenter- 
teilungsverfahrch davon ausgegangen, daß mit der turm­
artigen Baueinheit eine solche gemeint ist, die als sol­
che von einer Eaustelle auf eine andere versetzt wer­
den kann (vglo So 3 des Bescheids des Patentamts vom 
18o5=1960 - Bio 126 ErtA - und So 75 8 des Bescheids 
des Patentamts vom 21e8o1962 - Bio 254/255 ErtA -)0

3» Gegenstand des Patentanspruchs 1 des Streitpa­
tents ist danach eine Vorrichtung zum Lagern, Beschicken 
und Zuteilen von körnigen Stoffen, insbesondere von 
Mischungskomponenten für die Aufbereitung von Beton, 
die in sektorenförmiger Anordnung um die gemeinsame 
Aufnahmevorrichtung herum im wesentlichen auf dem Erd­
boden lagern, bei der folgende Kombinationsmerkmale Zu­
sammentreffen :

(1) Abschlußwände mit AuslaufÖffnungen, welche 
die in sektorenförmiger Anordnung um die 
Aufnahmevorrichtung herum im wesentlichen 
auf dem Erdboden lagernden Stoffe von der 
Aufnahmevorrichtung abtrennen0
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(2) Die Abschlußwände bilden eine turmartige
Baueinheit, die
a) oben mindestens eine Seilumlenkrolle 

für das Schrapperseil trägt, die
aa) um eine waagerechte Achse drehbar, 
bb) um eine vertikale Achse schwenkbar 

ist;
b) ferner entweder

aa) die Schrapperwinde oder Schrapper­
winden oder 

bb) eine oder mehrere das Schrapperseil 
oder die Schrapperseile zu einer 
oder mehreren seitlich der Anlage 
aufgestellten Schrapperwinden führen­
de Umlenkrolle oder Umlenkrollen ent­
hält ;

c) oben derart ausgebildet ist, daß der ge­
samte lagerboreich sowohl horizontal als 
auch vertikal gegebenenfalls von einer 
Schrapperschaufel zu bestreichen ist;

d) als solche versetzbar ist;
e) in sich ausgesteift ist.

Der Begriff "turmartig“ wird in der Patentschrift 
des Streitpatents nicht naher erläutert. Es wird insbe­
sondere kein bestimmtes Verhältnis zwischen Grundfläche 
und Höhe der Baueinheit vorausgesetzt. Aus der Funktion 
der Baueinheit im Rahmen der Gesamtanlage als Betonauf­
bereitungsanlage, das Innere der Aufnahmevorrichtung von 
den Zuschlagstoffen abzuteilen, ergibt sich aber jeden­
falls, .daß die Baueinheit so hoch sein muß, daß sie die 
zu lagernden Zuschlagstoffe überragt.
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4o Gegenstand des Patentanspruchs 2 ist eine 
Vorrichtung, bei der die Abschlußwände der turinarti­
gen Baueinheit nach oben verjüngt sind und damit auch 
die Baueinheit als solche nach oben verjüngt ist. Die 
Patentansprüche 3 und 5 beziehen sich auf zusätzliche 
Einrichtungen, nämlich einen Rüttler zur Beseitigung 
von Brückenbildungen in den Vorratsboxen (Patentan­
spruch 3) und eine DampfVerteilungsleitung mit Dampf­
auslaßrohren für den Winterbau (Patentanspruch 5)= 
Nach dem Patentanspruch 4 soll der Antriebsmotor der 
Schrapperanlage gleichzeitig zum Antrieb eines Kom­
pressors zum Erzeugen von Preßluft für eine pneumati­
sche oder elektropneumatische Steuerung der Zuteilan­
lage dienen.

II.

Eine Vorrichtung mit der Merkmalskombination des 
Hauptanspruchs des Streitpatents v/nr am Anmeldetage 
des Streitpatents neu im Sinne des § 2 PatG»

1. Eine solche Vorrichtung war entgegen der An­
sicht der Klägerin, wie schon der Nichtigkeitssenat 
zutreffend festgestellt hat, in den entgegengehaltenen, 
vor dem Anmeldetage veröffentlichten Druckschriften 
nicht vollständig beschrieben oder dargestellt worden.

a) Die US-Patentschrift 1 872 457 (aus dem Jahre 
1932) beschreibt eine Einrichtung zum Lagern von Ma­
terial, wie Kies, Steine, Sand oder dergl., die vor 
allem für Kieswerke vorgesehen ist, aber auch als für 
andere Zwecke geeignet bezeichnet wird. Das Kernstück 
dieser Einrichtung bildet ein Aufgabeturm mit rundem
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oder eckigem Querschnitt, dessen unterer Teil hohl ist* 
Von dem Turm aus erstrecken sich radial verlaufende Wan­
dungen, die sektorenförmig angeordnete Lagerräume bil­
den. Die Beschickung der einzelnen Boxen erfolgt zentral 
durch ein Band über schwenkbare Verteilerschurren, die 
den einzelnen Lagerräumen Material von verschiedener 
Korngröße zuführen. In dem unteren hohlen Teil hat der 
Turm für jeden Lagerraum eine Auslaufschurre mit regel­
barer Klappe, durch die das Material in einen im Turm­
inneren befindlichen Trichter gelangt, der das aufgenom­
mene Material - getrennt oder mit einander gemischt - 
auf ein Transportband abgibt. Zum Verteilen des Ma­
terials in den Boxen verwendet das US-Patent einen Maschi 
nen-Schrappcr mit einem in beiden Richtungen arbeitenden 
Schürfkübel und mit einer auf einer Kreisbahnschiene lau­
fenden Zweitrommelwinde• Hieraus ist zu entnehmen, daß 
die Einrichtung auf einen erheblichen Materialumschlag 
abgestellt ist. Nach dem Gutachten des gerichtlichen Sach 
verständigen wurden Anlagen der beschriebenen Art Anfang 
der dreißiger Jahre in den USA beim Bau von Stauwerken 
oder derglo eingesetzt. Dort waren nach den Darlegungen 
des gerichtlichen Sachverständigen Zuteiltürme bis zu 
30 m Höhe im Gebrauch, Zuteiltürme nach dem US-Patent 
lassen sich, wofür auch die Pig. 4 und 5 der Zeichnung 
der Patentschrift sprechen, sicherlich auch in geringerer 
Höhe ausführen. Die gesamten Angaben der Patentschrift, 
insbesondere der Zweck der Anlage und die üblichen 
Größen der auf dem Turm angeordneten Sortier- und Wasch- 
siebc, lassen den Pacbmann aber nach dem überzeugenden 
Gutachten des gerichtlichen Sachverständigen jedenfalls 
nur an solche Größenverhältnisse denken, bei denen eine 
Versetzbarkeit des Turmes schon aus diesem Grunde aus­
scheidet, Durch die US-Patentscbrift wird daher zumin­
dest keine als solche versetzbare Baueinheit offenbart.
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b) Die US-Patentschrift 1 872 458 (aus dem Jahre 
1952) bezieht sich ebenfalls auf eine Einrichtung zum 
Lagern von Material, v/ie Sand, Kies, Steine oder derglo, 
die insbesondere für Kiesv/erke bestimmt ist. Die Ein­
richtung unterscheidet sich von der des US-Patents
1 872 457 im wesentlichen dadurch, daß der untere Teil 
des Turmes unter dem Bodenniveau liegt und die Vorrats­
räume einen äußeren waagerechten Teil und einen inneren 
schrägen Teil aufweisen; der innere schräge Teil bildet 
eine zu dem Turm hin geneigte Speichergrube. Auch hier 
ist nach dem Zusammenhang offensichtlich an ein orts­
festes Bauwerk gedacht. Dafür spricht auch der Hinweis 
in der Beschreibung, daß der Turm in jeder beliebigen 
Art und Weise, z.B. aus Stahlbeton erbaut sein könne 
(Patentschrift S. 1 Z. 45 - 47). Der Turm ist daher 
nicht als solcher versetzbaro

c) Die Unterlagen des deutschen Gebrauchsmusters
1 706 004 betreffen eine mechanische Dosier- und Misch­
anlage für Baustoffe. Um eine zentral angeordnete Waage 
mit einem als Waageschale dienenden Einschüttbehälter, 
unter den der Aufzugskubel des Mischers gefahren werden 
kann, sind die Bunker für die Zuschlagstoffe, der Binde­
mittelsilo und der Mischer radial angeordnet. Das Wiege­
gerät wird durch Abscblußwände mit AuslaufÖffnungen von 
den sektorenförmig angeordneten Vorratsbehältern für die 
Zuschlagstoffe getrennt. Nach der Beschreibung wird mit 
Hilfe von Räum- und Pördergeräten üblicher Bauart dafür 
Sorge getragen, daß stets genügend Zuschlagstoff an der 
AuslaufSeite der einzelnen Bunker angehäuft ist (S. 4 
Z, 6 - IO). Die Anlage nach dem Gebrauchsmuster ent­
spricht daher im wesentlichen dem Oberbegriff des Haupt­
anspruchs des Streitpatentso Die Abschlußwände der Vor- 
ratsbohälter der Zuschlagstoffe sind dagegen nicht mit
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einer oder mehreren schwenkbaren Umlaufrollen des 
Schrappcrseils zu einer Baueinheit zusammengefaßto Nach 
dem Inhalt der Unterlagen werden die Ahschlußv/ände ein­
zeln aus Trägern und Bohlen an Ort und Stelle zusammen- 
gebaut.

d) Der Aufsatz von Rüb "Rationelle Einrichtung von 
Betonmiscbplätzen" in "Die Bauwirtschaft" Heft 21 vom 
22.5.1954? S. 584 ff. schildert den praktischen Einsatz 
einer Beton-Aufbereitungsanlage nach dem Gebrauchsmuster 
1 706 004o Die Abb. 2 läßt eine ebenerdige Anlage mit 
soktorenförmiger Anordnung der Zuschlagstoffe auf dem 
Boden, den gegenüberliegenden Mischer und die Abschluß- 
v/ände mit den Auslauf Öffnungen erkennen» Es wird in dem 
Aufsatz besonders erwähnt, daß ein Mann ausreiche? um 
bei einer Tagesleistung bis zu 100 m^ mittels eines 
Handschrappers oder eines anderen Raumgeräts ständig 
genügend Material nach dem Auslauf der verschiedenen 
Vorrat3bohUlter zu schieben (S. 586 li» Sp»)» In der 
Abb. 5 ist eine Umlenkrolle an einem Ureibock zu sehen» 
Die Lehre des Streitpatents ist daher auch dieser Vor­
veröffentlichung nicht zu entnehmen«

c) Das Merkblatt 4 "Beton-Mischer-Beschickung mit 
Handschrapper" des E^^-Werks? das unstreitig 

vor dem Anmeldetage des Streitpatents ausgegeben worden 
ist? gibt Anweisungen für die Beschickung des Aufzugs­
kübels eines Mischers durch einen Handschrapper? wobei 
in den Beispielen Sammelkörnungen oder zwei getrennte 
Körnungen vorausgesetzt werden« In dem Beispiel nach 
Abb. 8 werden die beiden verschiedenen Körnungen durch 
eine Trennwand voneinander geschieden? aber nicht sek­
torenförmig gelagert. Die beiden Vorratsbehälter haben 
eine gemeinsame Abschlußwand mit je einer Auslauföffnung
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für jode Boxe. Die Umlenkrolle ist an der Abschlußwand 
befestigt. Die in Abb. 8 dargestellte Anlage zeigt daher 
nicht einmal alle Merkmale des Oberbegriffs des Haupt- 
ansprucbs des Streitpatents.

2. Auch die "Zentromix"-Anlage , die vor dem Anmel­
detage des Streitpatents auf der Baustelle der Firma 

in Kappel gestanden hat und dort auch dritten 
Personen zugänglich war, wies nicht sämtliche Merkmale 
des Hauptanspruchs des Stroitpatents auf. Auf dieser 
Baustelle ist, wie nach der Beweisaufnahme unstreitig 
geworden ist, noch kein Schrapper eingesetzt worden.
Die Bohrungen im Dach für den Drehkranz des Schrappers 
sind, wie auch von der Klägerin nicht mehr bezweifelt 
wird, erst später angebracht worden. Die Zuteileinrich­
tung der vor dem Anmeldetagee des Streitpatents offen­
kundig benutzten Anlage, auf die noch näher einzugehen 
sein wird, stand daher jedenfalls noch nicht mit einer 
Schrapperanlage in der im Hauptanspruch des Streitpa­
tents näher bezeichneten Weise in baulicher Verbindung.

III.

Die Lehre des Patentanspruchs 1 des Streitpatents 
hat gegenüber dem Stande der Technik am Anraeldetage 
auch einen ausreichenden technischen_Portsehritt_ gebracht.

I. Wie das Bundespatentgericht zutreffend darlegt, 
bietet die Merkmalskombination des Patentanspruchs 1 
des Streitpatents gegenüber jeder einzelnen vorbeschrie­
benen Anlage erhebliche technische Vorteile.
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a) Die US-Patente 1 872 457 und 1 872 458 haben 
keine ebenerdige Beton-Aufbereitungsanlage, sondern nur 
ein ebenerdiges Lager für körnige Stoffe um einen festen 
Zuteilerturm zum Gegenstand. Der Zuteilerturm ist bei 
den vorausgesetzten Größenverhältnissen nicht als solcher 
versetzbar und kann daher nicht auf wechselnden Baustel­
len eingesetzt werden. Die Zufuhr des Materials erfor­
dert beim Streitpatent auch keine besonderen Transport­
anlagen, wie sie in den US-Patentschriften vorgeschlagen 
werden, sondern kann auf einfache Weise durch das Be­
schicken der offenen Seiten der Vorratsbehälter erfolgen. 
Schließlich sind auch die Einrichtungen, die in den US- 
Patentschriften für die Verteilung des Materials und zum 
Anhäufen an der Zuteilerwand vorgesehen sind, für kleinere 
Baustellen zu kostspielig.

b) Dos Streitpatent ersetzt die in den Unterlagen 
des Gebrauchsmusters 1 706 004 und in dom Aufsatz in "Die 
Bauwirtschaft" 1954, S. 584 ff. beschriebenen Abschluß­
wände der einzelnen sektorenförmigen Vorratsbehälter 
durch einen als solchen versetzbaren Zuteilturm, der 
oben mit einer oder mit mehreren schwenkbaren Umlenkrol­
len für die Seile im Turm oder seitwärts angeordneter 
Handschrapper versehen ist. Dadurch wird eine transpor­
table, alle wesentlichen Teile enthaltende Baueinheit 
geschaffen und das teure und zeitraubende Einrammen der 
Profileisen für die Abschlußwände und das immer wieder 
erneute Anbringen von Teilen der Schrapperanlage an einer 
geeigneten Stolle vermieden. Durch die einmalige An­
bringung der Umlenkrolle auf der Spitze der Baueinheit 
wird erreicht, daß ein Schrapperkübel stets alle Vorrats­
boxen in vollem Umfange bestreichen kann.
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c) Das Merkblatt 4 des E ■Werks zeigt keine
Vorrichtung, die unter dem Gesichtspunkt des tech­
nischen Fortschritts mit der des Streitpatents ver­
glichen werden könnte. Es zeigt nur einen bereits 
durch das Gebrauchsmuster 1 706 004 überholten Stand 
der Technik für die Einrichtung von Beton-Aufberei­
tungsanlagen.

2. Gegenüber der 11 Zentromix"-Anlage der Firma
ergibt sich eine nicht unerhebliche Bereicherung 

der Technik schon daraus, daß diese Anlage in dem vor­
benutzten Zustande unstreitig noch nicht mit Teilen 
einer Schrapperanlagc in baulicher Verbindung gestan­
den hat. Dos schon vorhandene Dach ermöglichte es zwar, 
Teile einer solchen Anlage auf der zentralen Zuteil­
einrichtung anzuordnen. Wenn ein Schrapper eingesetzt 
v/erden sollte, mußten jedoch, wie es später auch ge­
schehen ist, erst noch die dafür erforderlichen Vor­
kehrungen getroffen v/erden. Bei einer Vorrichtung nach 
dem Streitpatent sind solche zusätzlichen Maßnahmen ent­
behrlich o

Dem im Patentanspruch 1 des Streitpatents enthal­
tenen Kombinationsgedanken fehlt jedoch die erforder­
liche Erfindungshöheo

vom Senat besichtigt worden ist, hat insgesamt fünf 
Abschlußv/ände (Zuteilwände), die jeweils durch zwei 
U-Träger gebildet werden, an deren mittlere Teile Bleche 
mit angeschweißten AuslaufÖffnungen angeschraubt sind

IV

1o Die nZentromixu-Anlage der Firma F , die
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und zwischen deren obere Teile Holzbohlen eingeschoben 
werden können. Die einzelnen Abschlußwände sind dadurch 
miteinander verbunden, daß die U-Träger durch ange­
schweißte Plansche zu Doppelstützen vereinigt sind, 
wobei die beiden äußeren Abschlußv/ände rechtwinklig 
zu den inneren Wänden gestellt sind. Die Abscblußwände 
werden weiter durch einen U-Rahmen mit Kreuzversteifung 
zusammengefaßt, der an Y/inkeloisen, die an den oberen 
Enden der Doppelstützen angeschweißt sind, angeschraubt 
ist und die Dachplatten trägt. Der Rost hat aufsteigende, 
nach außen geneigte Blechwände, die bis zu den Blechen 
der AuslaufÖffnungen reichen, den Raum zwischen dem un­
teren Rand dieser Bleche und dem Ruß der Stützen abdecken 
und acht Paar Bügel zum Einstecken der Doppel-Stützen 
tragen.

2o Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme hatte die 
uZentromixu-Anlage schon am Anmeldetage des Streitpatents 
diese Beschaffenheit.

a) Die Zeugen und haben über­
einstimmend bekundet, daß die Anlage seit der Anlieferung 
und dem ersten Aufbau im Sommer 1955 auf der Baustelle 
Kappel im wesentlichen unverändert geblieben sei. Ledig­
lich die Löcher in den Dachplatten seien erst später - für 
den Drehkranz des Schrappers, der erst auf einer anderen 
Baustelle verwendet v/orden sei - angebracht worden. Wie 
der Zeuge H ^ H P  erklärt hat, ist auch erst später aus 
dem Rost ein Tcilstück herausgebrannt worden, weil öfter 
Sandklumpen auf dem Rost liegen geblieben seien. Die Dop­
pelstützen und vor allem die Bleche mit den angeschweißten 
AuslaufÖffnungen sind nach der Aussage der drei Zeugen 
von Anfang an vorhanden gewesen.
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b) Die vom Beklagten eingereichten Unterlagen 
und die Bekundungen der übrigen Zeugen stehen diesen 
Aussagen nicht entgegen«

aa) In der Rechnung der Firma Heinrich & Söhne
in Offenbach - der Herstollerin der Anlage - vom 
20o August 1955 sind zwar nur 12 U-Eisen von 2,50 m 
Hoho angeführt ohne Hinweis auf eine Verbindung von 
je zv/ci Trägern zu Doppelstützen» In der Rechnung wer­
den ferner für die fünf Abteilungen der ‘'Bohlenwand1' 
fünf eingebaute Spozialausläufe berechnet, die in ihren 
Abmessungen nicht mit denen der besichtigten Anlage 
übereinstimmen0 Nach der Bekundung des Zeugen 
des Inhabers der Firma & Söhne, gibt es bei die­
ser Firma auch keine Zeichnungen, die für die Abschluß- 
wändc Bleche mit daran angeschweißten Ausläufen vor­
sehen o Auf den noch vorhandenen Zeichnungen reichen die 
Bohlen vielmehr bis zu den aufsteigenden Blechwänden 
des Rostes und die Ausläufe sind an schmalen BUcchrän- 
dern an den Bohlen befestigt.

Der Zeuge hat jedoch bei seiner Vernehmung
darauf hingewiesen, daß der damalige Betriebsleiter

gelegentlich von den Zeichnungen des tech­
nischen Büros abgewichen ist, eigene Zeichnungen erstellt, 
diese im Betriebsbüro behalten und bei seinem Ausschei­
den als sein geistiges Eigentum verbrannt hat. Der Zeuge 

hat es daher als möglich bezeichnet, daß sich Spann- 
heimer auch bei der Herstellung der Anlage für die Fir- 
1110 F p M P  nicht ganz an die Zeichnungen des technischen 
Büros gehalten und die äußeren Ränder der Ausläufe so 
verbreitert hat, daß die Bleche unmittelbar an den Stützen 
befestigt werden konnten0 Der Zeuge hat weiter er­
klärt, daß kleinere Änderungen - und als solche hat er
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es bezeichnet, wenn die Bleche der Ausläufe verbreitert 
wurden, um die unteren Bohlen entbehrlich zu machen - 
von nicht an das technische Büro gemeldet
und den Kunden auch nicht in Rechnung gestellt, die 
Rechnungen vielmehr - ohne Berücksichtigung solcher 
Änderungen - aufgrund der Auftragsbestätigungen erteilt 
wurden»

bb) Die Zeugen Georg und Heinrich R ^ m ^  sowie 
der Zeuge W ^ P  haben zwar übereinstimmend bekundet, es 
sei ihnen nicht aufgefallen, daß im Betriebe der Firma 

& Söhne Bleche mit Auslauf Öffnungen, wie sie die 
besichtigte Anlage aufweist, hergestellt worden seien»
Bio Zeugen Georg und Heinrich waren jedoch
beide nicht mit den "Zentromix"-Anlagen befaßt, sondern 
im V/aagenbau beschäftigt» Sie wurden ferner von Zeit zu 
Zeit für die Montage von Zementv/aagen, die zwei oder 
drei Tage dauern konnte, außerhalb des Betriebes einge­
setzt, so daß ihnen die Herstellung der Ausläufe für die 
"Zentromix" -Anlage der Firma die nach den An­
gaben des Zeugen etwa 1 1/2 Tage beanspruchte, auch
aus diesem Grunde entgangen sein kann» Der Zeuge 
ist nach seiner Aussage etwa einmal in der Woche durch 
den Betrieb gegangen, so daß auch er die Herstellung 
der Ausläufe dabei nicht zu sehen brauchte» Der Zeuge 
hat im übrigen selbst eingeräumt, daß er die Anfertigung 
von Ausläufen, wie sie die besichtigte Anlage zeigt, 
nicht bemerken mußte und er sie wohl auch nicht bemerkt 
haben würde, wenn er nicht darauf aufmerksam gemacht wor­
den wäre* Im Hinblick auf diese eigene Erklärung kann 
auch dem Umstand, daß der Zeuge seine Erinnerung
an die Besichtigung der MZentromixu~Anlage im Anschluß 
an die Aufstellung auf der Baustelle Kappel der Firma
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F^|^^ dahin zusammengefaßt bat, or habe damals 
nicht die Empfindung einer Änderung gegenüber der 
"Normalausfübrung" der "Zentromix"-Anlage gehabt, 
schon deshalb keine wesentliche Bedeutung beigemes­
sen werden, weil der Zeuge auf Einzelheiten auch bei 
dieser Besichtigung möglicherweise nicht besonders 
geachtet hat«, Wenn der Zeuge dann bei der Besichti­
gung der Anlage vor seiner Vernehmung, bei der die 
Aufmerksamkeit besonders auf die Ausläufe hingelenkt 
worden war, darüber "erschrocken11 gewesen ist, daß 
seine Firma solche Ausläufe geliefert haben solle, 
dann ist dies auch dann ohne weiteres verständlich, 
wenn ihm eine vorhandene Abweichung von sonstigen 
Ausführungen der "Zentromix"-Anlage bei der früheren 
Besichtigung nicht bewußt geworden ist»

cc) Wenn der Zeuge im Jahre 1955 eine
” Zentromix,f-Anlage bei der Firma in Wiesba­
den-Erbenheim aufgestellt bat, bei der die Bohlen der 
Abscblußwände bis zu den aufsteigenden Blecbwänden 
des Rostes reichten, dann schließt das die Möglichkeit 
einer Abweichung bei der an die Firma F ^ H P  gelie­
ferten Anlage auch dann nicht aus, wenn es sich, wie 
der Zeuge meint, bei der in Wiesbaden-Erbenbeim auf­
gestellten um die letzte "Zentromixu-Anlage gebandelt 
hat, die von der Firma erstellt wurde» Denn es
ist durchaus möglich, daß es der Betriebsleiter

aus irgendwelchen Gründen bei der einmaligen 
Abweichung bat bewenden lassen und bei einer zeitlich 
späteren Fertigung wieder zu der "Normalausfübrung" 
zurückgekehrt ist.
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b) Die Aussagen der Zeugen H(f|p., E ^ H ^  und
v/erden andererseits zum Teil durch die Aussa­

ge des Zeugen D ^ p  bestätigt« Dieser Zeuge, der die An­
lage auf der Baustelle Kappel aufgestellt hat, hat be­
kundet, daß schon damals je zwei U-Träger zu Doppel­
stützen zusammengefaßt waren« Daran, ob die Bohlen im 
mittleren Teil der Abschlußwände durch Bleche mit ange­
schweißten Ausläufen ersetzt waren, hat sich der Zeuge 
nicht mit Sicherheit erinnern können« Er hat aber darauf 
hingewiesen, daß zumindest Teile der jetzt vorhandenen 
Ausläufe, nämlich die Handhebel und auch die Segmentver- 
schlüsse von der Firma stammen« Da keinerlei Anhalt
dafür besteht, daß diese Teile von der Firma wel­
che die Herstellung der ,,Zentromixu-Anlagen kurz nach 
der Lieferung an die Firma auf gegeben hat, zu
einem späteren Zeitpunkt bezogen worden sein könnten, er­
gibt sich daraus jedenfalls, daß die Ausläufe - abweichend 
von der Rechnung - von vornherein ihre jetzige Breite 
gehabt haben müssen«

c) Die Zeugen und E h a b e n  im Betriebe der
Firma F^|^B an der "Zentromixn-Anlage gearbeitet. Sie 
hätten es daher bemerken müssen, wenn der mittlere Teil 
der Abschlußwände zunächst aus Bohlen bestanden hätte 
und dafür erst später Blechwände eingesetzt worden wären« 
Da sich die Zeugen an die verhältnismäßig unbedeutenden 
Änderungen am Dach - die Anbringung der Löcher - und am 
Rost - Herausbrennen eines kleinen Stückes - erinnert 
haben, kann nicht angenommen werden, daß bei ihnen eine 
sehr viel wesentlichere Änderung an der Abschlußwand in 
Vergessenheit geraten sein könnte. Zu den Aufgaben des 
Zeugen C ^ f B B ^  als des verantwortlichen Bauführers hät­
te es. gehört, eine solche Änderung zu veranlassen« Das 
wäre aber auch für diesen Zeugen ein Vorgang gewesen, der
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ihm trotz dor inzwischen vergangenen Zeit nicht ganz 
entfallen sein könnte»

d) Die Zeugen und haben
kein Interesse an dem Ausgang des vorliegenden Rechts­
streits o Es sind auch sonst keine Umstände hervorgetre­
ten, die zu Zweifeln an der Glaubwürdigkeit Anlaß ge­
ben könnten0 Der Senat hat deshalb keine Bedenken, den 
Bekundungen dieser Zeugen auch ohne deren Vereidigung 
zu folgen»

3o Die offenkundig vorbenutzte "Zentromix"-Anlage, 
die weder dem Patentamt noch dem Patentgericht bekannt 
geworden war und die demzufolge weder im Patentertei­
lungsverfahren noch im erstinstanzlichen Patentnichtig­
keitsverfahren berücksichtigt werden konnte, bedeutete 
bereits einen wesentlichen Schritt von einer von Pall 
zu Fall besonders zu erstellenden Beton-Aufbereitungs­
anlage nach dem deutschen Gebrauchsmuster 1 706 004 zu 
einer als solche versetzbaren Baueinheit nach dem Streit­
patent o

a) Die vorbenutzte Anlage enthielt in aufgestell­
tem Zustande eine zusammenhängende, die gelagerten Zu­
schlagstoffe überragende, zentrale Zuteileinrichtung 
für die Mischkomponenten einer Betonmischung» Abgesehen 
von den Bohlen, die den oberen Teil der Absehlußv/ände 
bildeten, und den vom Rost aufsteigenden Blechv/änden, 
die als unterer feil der Abschlußv/ände dienten, v/aren 
alle übrigen Bestandteile der Zuteileinrichtung - 
Doppel-U-Stützen, kreuzversteifter U-Rahmen mit Dach­
platten und Bleche mit AuslaufÖffnungen als mittlerer 
Teil der Abschlußv/ände - fest, wenn auch lösbar, mit-
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einander verbunden» Dieser eigentliche Kern der Einrich­
tung ist zwar nach den Bekundungen der Zeugen und
O j g m  im Betriebe der Birma F ^ ^ ^  nicht unzerlegt 
von einer Baustelle auf eine andere transportiert worden» 
Nach der Beschaffenheit der Anlage wäre das, wie die 
Augenscheinseinnahme ergeben hat, mit Hilfe eines Krans 
aber ohne weiteres möglich gewesen» Bei der Firma F ^ | ^  
ist die /mlage nach der Aussage des Zeugen vor
allem deshalb jeweils zerlegt worden, weil sie sich so 
leichter transportieren und zwischen den Einsätzen besser 
auf dem Bauhof lagern ließ»

b) Durch die Verbindung des kreuzversteiften U-Rah~ 
mens für das Dach und. der seitlichen Bleche der Auslauf­
öffnungen mit den Doppel-U-Stützen wurde bei der vorbe­
nutzten Anlage auch schon eine so weitgehende Aussteifung 
der Zuteileinrichtung erzielt, daß sie jedenfalls zusammen 
mit der Abstützung der Doppelstützen gegen die aufstoigen- 
den Blechwände des Rostes, in deren Doppelbügel die Stützen 
eingesetzt wurden, ausreichte, um dem Fülldruck der ge­
lagerten Zusatzstoffe standzuhalten.

4o Nach dem Gutachten des gerichtlichen Sachverstän­
digen ging das Bemühen der Hersteller von Baugeräten zur 
Zeit der Anmeldung des Streitpatents ganz allgemein dahin, 
den Bauunternehmen solche Vorrichtungen zur Verfügung 
zu stellen, die sich ohne großen Aufwand umsetzen ließen 
und deren Einsatz sich daher auch auf kleineren Baustellen 
lohnte» Die vorbenutzte Anlage genügte- diesen Anforderun­
gen schon insofern, als die wesentlichen Teile der Zuteil­
einrichtung bereits, wenn auch nur mit entsprechenden 
Hilfsmitteln, unzerlegt versetzt werden konnten» Schwierig­
keiten ergaben sich insoweit nicht aus dem Aufbau, sondern 
aus dem Gewicht der Anlage. Für den Fachmann, der die vor-
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■benutzte Anlage kannte, war daher ohne erfinderische 
Überlegungen erkennbar, daß die Versetzbarkeit und 
zugleich die Stabilität der Aufnahmeeinricbtung durch 
eine noch stärkere Zusammenfassung der Teile verbes­
sert v/erden konnte, v/enn es ihm nur gelang, die Zu­
teileinrichtung leichter zu machen» Die Verbesserung 
der Gev/ichtsverhältnisse, auf die es vor allem ankam, 
gehört aber in den Bereich des fachmännischen Könnens» 
Auch der Patentanspruch 1 des Streitpatents, der Ge- 
v/ichtsverhältnisse voraussetzt, die eine Versetzbarkeit 
gestatten, gibt hierfür keine Lösung, sondern überläßt 
die Wahl der geeigneten Mittel dem Pachmann»

5» Wenn der gerichtliche Sachverständige aus dem 
Verhalten der Angestellten der Firmen F^fl^P und 
& Söhne den Schluß zieht, es müsse erfinderischer Über­
legungen bedurft hüben, um von der vorbenutzten Anlage 
zu der Lösung des Hauptanspruchs des Streitpatents zu 
gelangen, so kann ihm darin nicht gefolgt werden» Die 
Firma F ^ | p  v/ar als Baufirma nur darauf eingestellt, 
eine ihr zur Verfügung stehende Anlage zu benutzen, 
nicht aber, sie v/eiterzuentv/ickeln und 'zu verbessern» 
Die Firma V/pp & Söhne v/ar eine Waagenfabrik, die sich 
nur vorübergehend mit Beton-Aufbereitungsanlagen be­
faßte und die Produktion kurz nach der Herstellung der 
nZentromixn-Anlage für die Firma F ^ ^ p  eingestellt 
hat» Schon aus diesem Grunde läßt sich daraus, daß die 
Firma W ^ P  & Söhne nicht schon zu der Lösung des Haupt­
anspruchs des Streitpatents gelangt ist, kein Anhalt 
dafür gewinnen, daß es dazu erfinderischer Bemühungen 
bedurft hätte» Der Umstand, daß die Firma & Söhne
von vorneherein vorgefertigte Bauteile vorgesehen hat, 
die v/eitgehend zu einer zusammenhängenden, in sich aus-
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gesteiften Zutcileinrichtung zu vereinigen waren, und 
der Betriebsleiter nach dem Ergebnis der
Bewcisaufnähme schon nach der Fertigung einiger weni­
ger Anlagen dazu übergegangen ist, einen Teil der Boh­
lenwände durch Bleche mit daran angeschweißten Ausläu­
fen zu ersetzen, die an den Stützen angeschraubt werden 
konnten, spricht vielmehr dafür, daß es im Zuge der 
Entwicklung lag, möglichst viele Teile der Zuteilein­
richtung fest miteinander zu verbinden»

60 Die vorbenutzte nZentromixn-Anlage legte es aber 
auch nahe, oben auf der Zuteileinrichtung Teile einer 
Schrapperanlage anzubringen« Bas Gutachten des gerichtli­
chen Sachverständigen "wird insoweit dadurch bestätigt, daß 
die Firma an die Firma nach der Rechnung, die
sich nach der Beweisaufnahme in diesem Punkte als richtig 
erwiesen hat, mit der ,?Zentromix:H-Anlage einen über 
dem oberen Rand der Anlage zu befestigenden 4/5 Rohrrah­
men mitgeliofert hat, der nach dem Inhalt der Rechnung 
"als Gleitschiene des Schrapperseiles1' dienen sollte» Für 
die Fachleute der Firma war es danach klar, daß auf
dem Dach der Anlage eine Umlenkrolle angeordnet werden 
konnte. Wenn von dieser Möglichkeit bei der Firma 
zunächst kein Gebrauch gemacht wurde, dann hatte das nach 
der Aussage des Zeugen seinen Grund darin, daß auf
der Baustolle Kappel kein Strom zur Verfügung stand und 
deshalb statt eines Schrappers eine Raupe zum Andrücken 
der Zuschlagstoffe eingesetzt werden mußte»

7« Der Patentanspruch 1 des Streitpatents kann da­
nach in der erteilten Form nicht aufrecht erhalten werden«
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Das zusätzliche Merkmal des Patentanspruchs 2, 
daß sich die Abschlußwönde der Zuteilvorrichtung nach 
oben verjüngen, war am Anmeldetage des Streitpatents 
unstreitig neu. Nach dem Gutachten des gerichtlichen 
Sachverständigen hat es erhebliche Vorteile gebracht0 
Infolge der Verjüngung kann bei den Abschlußv/änden 
Material eingespart und die Vorrichtung dadurch leich­
ter gehalten werden0 Die Stabilitätsverhältnisse wer­
den gleichwohl verbessert, weil sich die Wände gegen­
einander abstützen können» Der Vorratsraum der Zuschlag­
stoffe wird, wie der gerichtliche Sachverständige über­
zeugend dargelcgt hat, vergrößert0 Die Zuschlagstoffe 
rutschen leichter durch die AuslauföffnungenQ Auch das 
Schrapperseil läßt sich besser führen»

Für die Ausgestaltung einer Zuteilvorrichtung mit 
den Merkmalen der Patentansprüche 1 und 2 des Streit­
patents konnte der Stand der Technik am Anmeldetage des 
Streitpatents keine Anregung geben» Alle bekannten Zu­
teileinrichtungen verwendeten senkrecht stehende Ab- 
schlußwändeo In der Abkehr von den senkrechten Abschluß­
wänden und der Erkenntnis, daß nach oben verjüngte Wän­
de besonders günstige Voraussetzungen für eine leichte 
Versetzbarkoit der Zuteilvorrichtung boten, liegt eine 
erfinderische Leistung» Das wird auch durch die Bemühun­
gen der Firma W ^ P  & Söhne im Zusammenhang mit der 
nZentromix"-Anlage bestätigt. Diese Bemühungen zielten, 
wie die an die Firma gelieferte Anlage zeigt,
zwar auf eine leichtere Aufsteilbarkeit und auf eine 
weitgehende Zusammenfassung der einzelnen Teile der An­
lage zu einer gut ausgesteiften Einrichtung» Sie zeigen



aber keinerlei Ansätze zu einer Verbesserung der Ge­
wichts- und Stabilitätsverhältnisse durch eine Änderung 
der Form der Abschlußwände„ Dem Durchschnittsfachmann 
lag danach ein solcher Gedanke nach dem Stande der Tech­
nik fern0

Einer Kombination mit den Merkmalen der Patentan­
sprüche 1 und 2 kann daher die notwendige Erfindungs­
höhe nicht abgesprochen werden.

Das Streitpatent mußte hiernach dadurch teilweise 
für nichtig erklärt werden, daß die Merkmale der Patent­
ansprüche 1 und 2 zu einem neuen Hauptanspruch susammen- 
gefaßt werden»

VI.

Die Patentansprüche 3 bis 5 betreffen zweckmäßige 
Ausgestaltungen der Vorrichtung nach dem neugefaßten 
Hauptansprucho Wie schon das Patentgericht - zu dem bis­
herigen Hauptanspruch - festgestellt bat, geht ihr In­
halt über das Maß platter Selbstverständlichkeit hinaus„ 
Die Patentansprüche 3 bis 5 können daher neben dem neuen 
Hauptanspruch - mit neuer Nummernfolge - als Unteran- 
sprüche bestehen bleiben. Für die Rückbeziehung tritt 
der neugefaßte Patentanspruch 1 an die Stelle der bisheri­
gen Patentansprüche 1 und 2.

VIIo

Auf die Berufung der Klägerin mußte hiernach das 
angefochtene Urteil unter Zurückweisung des Rechtsmittels 
im übrigen entsprechend abgeändert werden.
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Die Kostenentscheidung folgt aus § 42 Abs0 3 PatG 
in Verbindung mit § 40 AbSo 2 und § 36 q Abs, 1 Satz 2 PatG 
und § 92 Abs, 1 ZPO. Sie bezieht sich sov/ohl auf die 
gerichtlichen als auch auf die außergerichtlichen Kosten 
beider Rechtszüge„

Spreng Claßen Trüstedt
Ballhaus BundesrichterBr, Bruchhausen 

ist infolge Urlaubs 
an der Leistung der 
Unterschrift verhin­
dert.

Spreng
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